
Ermittlungsverfahrens. Sie war offenbar durch die 
Feststellung veranlaßt, daß bei der Prüfung von An­
zeigen bzw. eines zur Kenntnis gelangten Sachverhalts 
vielfach Fristen in Anspruch genommen wurden, die 
sachlich nicht gerechtfertigt waren. Jedoch hat der 
Gesetzgeber eine solche Fristsetzung nicht vorgesehen, 
sich vielmehr richtigerweise davon leiten lassen, daß 
die Dauer dieser Prüfungen von Fall zu Fall ver­
schieden sein muß. Obwohl das Bestreben richtig ist, 
Arbeitsmethoden, die einer maximalen Beschleunigung 
entgegenstehen, zu beseitigen, wurde die durchgehende 
Inanspruchnahme der 5-Tage-Frist zu einem der krimi­
nalistischen Tätigkeit abträglichen Dogma. In einer 
Vielzahl von Fällen kann die Entscheidung über die 
Einleitung bzw. Nichteinleitung des Ermittlungsver­
fahrens schneller als in fünf Tagen erfolgen. Trotzdem 
wird die Frist unter Verletzung der bindenden Anwei­
sungen voll ausgenutzt. Andererseits gibt es Verfahren, 
die so gelagert sind, daß die vorzunehmende Prüfung 
nicht innerhalb von fünf Tagen abgeschlossen werden 
kann. Hier wurde in der Vergangenheit häufig ver­
sucht, die Entscheidung dennoch innerhalb der 5-Tage- 
Frist abzuschließen, obwohl dies die Qualität der Er­
mittlungen nachteilig beeinflußte. Diese Feststellungen 
haben neuerdings dazu geführt, daß in bestimmten 
Fällen eine Überschreitung der 5-Tage-Frist als zulässig 
erklärt wurde. Dabei bleibt aber die Frage offen, ob 
diese Ausnahme alle denkbaren Fälle umfaßt, in denen 
die 5-Tage-Frist zur Prüfung nicht ausreicht. Man sollte 
ernsthaft erwägen, ob eine generelle Fristsetzung über­
haupt erforderlich ist. Wenn an die Stelle dieser Frist­
setzung ein System lebendiger und operativer Anleitung 
und Kontrolle tritt, wenn die aufsichtführenden Staats­
anwälte ihre Anleitung und Kontrolle gewissenhaft 
durchführen, bedarf es eines solchen Hilfsmittels nicht, 
und man wird verantwortungsloses Handeln sehr 
schnell feststellen und beheben.

In dem Bericht über die Arbeitsergebnisse der Kom­
mission zur Überprüfung der StPO (Seite 25) wird aus­
geführt, daß die Inanspruchnahme strafprozessualer 
Möglichkeiten erst mit der Einleitung des Ermittlungs­
verfahrens gern. § 106 StPO beginnt, daß vorher keine 
sog. „informatorischen Befragungen“ zur Umgehung 
dieses Prinzips gestattet sind, daß aber gerade die 
angeordnete 5-Tage-Frist diese „ungesetzliche Hand­
habung“ fördert.

Eines darf dabei aber nicht verkannt werden. Zwi­
schen dem Anlaß zur Einleitung einer Untersuchung 
(§ 102 StPO) und der Anordnung des Ermittlungsver­
fahrens gern. § 106 StPO liegt doch für das U-Organ 
eine gesetzlich begründete Pflicht zum Handeln. Es muß 
die Anzeige bzw. den zu seiner Kenntnis gelangten 
Sachverhalt daraufhin prüfen, ob der zur Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens gern. § 106 StPO erforder­
liche Verdacht einer strafbaren Handlung besteht. Es 
müssen also in dieser Zeit objektive Umstände bei­
gebracht werden, die den Verdacht einer strafbaren 
Handlung und damit die Einleitung rechtfertigen. Dabei 
ist jedoch keinesfalls aus dem § 106 StPO zu ent­
nehmen, daß vor Einleitung eines Ermittlungsver­
fahrens die strafbare Handlung mit allen ihren Einzel­
heiten nachgewiesen sein müßte. Andererseits muß der 
übertriebenen Tendenz, bestimmte Möglichkeiten 
kriminalistischer Tätigkeit als „ungesetzlich“ aus­
schließen zu wollen, entschieden entgegengetreten 
werden. So wird in der Zeit zwischen dem Bekannt­
werden eines Anlasses zur Einleitung einer Unter­
suchung und dieser selbst z. B. der Karteienvergleich, 
das Befragen von Bürgern usw. durchgeführt werden 
müssen. Ein solches Befragen von Bürgern kann man 
keinesfalls Zeugen- oder Beschuldigtenvernehmungen, 
also „strafprozessualen Handlungen“, gleichstellen, 
obwohl unter Umständen der vor Einleitung eines Er­
mittlungsverfahrens befragte Bürger nach der Ein­
leitung des Ermittlungsverfahrens zeugenschaftlich ver­
nommen werden kann.

Eine andere Form dogmatischer Praxis, die erst nach 
Erlaß des Befehls 41 entstanden ist, stellten Ermitt­
lungsverfahren „zur Klärung eines Sachverhalts“ dar, 
wie sie die VP-Führung und die Oberste Staatsanwalt­
schaft in dem Bestreben, Gesetzesverlet'zungen zu ver­
meiden, entwickelt haben. Diese Handhabung bedeutet

sogar eine Durchbrechung strafprozessualer Normen, 
denn § 106 StPO kennt lediglich das Ermittlungsver­
fahren gegen eine bestimmte Person und das Ermitt­
lungsverfahren gegen einen unbekannten Täter. Das 
Ermittlungsverfahren „zur Klärung eines Sachverhalts“ 
schließt zwar das Ermittlungsverfahren gegen „Unbe­
kannt“ ein, geht jedoch in ungesetzlicher Art und Weise 
weit darüber hinaus. Die kriminalistische Praxis wird 
z. Z. durch folgende fehlerhafte und durch das Gesetz 
nicht gestützte Konzeption bei der Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens beherrscht: Liegen Tatsachen 
vor, die den bestimmten Verdacht einer strafbaren 
Handlung begründen, ohne daß der bestimmte Ver­
dacht gegen eine bestimmte Person durch objektive 
Momente gestützt wird, so wird unter Berufung auf das 
Prinzip der Präsumtion der Unschuld fehlerhafterweise 
ein Ermittlungsverfahren „zur Klärung eines Sach­
verhalts (Unbekannt)“ eingeleitet.

Hierbei sind drei verschiedene Fälle zu unterscheiden, 
in denen die Möglichkeit zur Einleitung eines Ermitt­
lungsverfahrens „zur Klärung eines Sachverhalts 
(Unbekannt)“ bejaht wird:

1. Es liegt zwar der Verdacht einer bestimmten 
strafbaren Handlung vor, und der Anzeigeerstatter be­
zeichnet eine bestimmte Person als Täter, aber der Ver­
dacht gegen diese Person kann nicht durch objektive 
Momente gestützt werden.

2. Eine bestimmte Person wird zwar als Täter be­
nannt, aber es bestehen berechtigte Zweifel am Vor­
liegen einer strafbaren Handlung.

3. Es liegen Hinweise auf eine strafbare Handlung 
vor, nicht aber auf eine bestimmte Person als Täter.

Von diesen drei Fällen erlaubt lediglich der dritte 
die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen 
Unbekannt. Da die beiden anderen Fälle auch nicht 
die Eröffnung des Ermittlungsverfahrens gegen eine 
bestimmte Person zulassen, das Gesetz aber andere 
Möglichkeiten nicht vorsieht, ist in diesen Fällen fest­
zustellen, daß kein Anlaß zur Einleitung eines Ermitt­
lungsverfahrens besteht. Diese Entscheidung ist im 
Wege des Negativschlusses nach § 106 StPO und nicht, 
wie in der Praxis weit verbreitet, nach § 105 StPO zu 
begründen. Eine andere Möglichkeit läßt das Gesetz 
nicht zu.

Die StPO geht im § 106 davon aus, daß die Hand­
lungen von Bürgern im Hinblick darauf, ob sie den 
Verdacht einer strafbaren Handlung begründen, zu 
untersuchen sind. Es kann also gar nicht anders sein, 
als daß sich ein eingeleitetes Verfahren immer ent­
weder gegen einen bekannten oder unbekannten Täter 
richtet.

Eine Überprüfung durch die Oberste Staatsanwalt­
schaft ergab, daß bei der Einleitung von Verfahren „zur 
Klärung eines Sachverhalts“ stets die vom General­
staatsanwalt gesetzten Bearbeitungsfristen verletzt 
werden. Obwohl von vornherein Verdacht gegen einen 
bestimmten Täter vorliegt, wird ein Verfahren „zur 
Klärung des Sachverhalts“ eingeleitet, um Fristen aus­
zunutzen, die nur für Verfahren gegen unbekannte 
Täter Gültigkeit haben. Der elementare Grundsatz 
kriminalistischer Arbeit, erst Beweismittel zu sammeln 
und dann das Ermittlungsverfahren einzuleiten, wird 
durch diese Handhabung gröblich verletzt. Zwar kommt 
es praktisch nun nicht mehr vor, daß unzulässigerweise 
vor Einleitung eines Ermittlungsverfahrens „zur Klä­
rung eines Sachverhalts“ strafprozessuale Möglich­
keiten ausgenutzt werden, dennoch dient die Ein­
leitung derartiger Ermittlungsverfahren letztlich doch 
der Umgehung bindend vorgeschriebener strafprozes­
sualer Normen. Sie hat zu einem Zustand geführt, der 
schnellstens verändert werden muß. Es ist an der Zeit, 
die Erkenntnis durchzusetzen, daß eine wirkungsvolle 
kriminalistische Tätigkeit im Interesse unseres Arbei­
ter-und-Bauern-Staates nur unter strengster Einhaltung 
sozialistischer Gesetzlichkeit möglich ist und daß eine 
Anleitung, die in ein Dogma ausartet, unserer Arbeit 
nicht dienlich ist, sie vielmehr hemmt und einengt und 
aus diesem Grunde korrigiert werden muß.
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